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Vertraulich ! 

 

M i n i s t e r r a t s p r o t o k o l l  N r .  4 4  

vom 12. Februar 1921 

 

Anwesend: 

Bundeskanzler Dr. M a y r, Vizekanzler B r e i s k y sowie die Bundesminister Dr. 

G l a n z, Dr. P a l t a u f, Dr. G r i m m, H a u e i s, H e i n l, Dr. P e s t a, Dr. R e s c h und 

Dr. G r ü n b e r g e r. 

 

Zugezogen: 

zu Punkt 2: Vom Bundeskanzleramte Ministerialrat Dr. F r o e h l i c h sowie vom 

Bundesministerium für Inneres und Unterricht Ministerialrat T a r n ó c z y; 

 „       „        3: Vom Bundesministerium für soziale Verwaltung: Sektionschef Dr. P a u e r, 

 „       „        4:     „                   „                 „       „               „     : Ministerialrat W o y t e c h; 

 „        „      10: Vom Bundesministerium für Finanzen: Ministerialrat Dr. W i l f l i n g. 

 

Vorsitz: 

Bundeskanzler Dr. M a y r 

  

Dauer: 9.00 – 11.30 

 

Reinschrift (6 Seiten), Konzept und Konzeptvariante zu Punkt 10, unterfertigte Präsenzliste, 

zweifaches Stenogramm, kein Beschlussprotokoll. 

 

I n h a l t: 

1. Entwurf eines Bundes-Verfassungsgesetzes über die Regelung der auf Grund des 

Staatsvertrages von St. Germain sich ergebenden Grenzfragen im Verhältnis zum Auslande. 

2. Verbot der Aufführung des Theaterstückes „Reigen“ in den Kammerspielen. 

3. Gesetzentwurf, betreffend die Ausgestaltung des staatlichen Wohnungsfürsorgefonds zu 

einem Wohn- und Siedlungsfond. 

4. Inanspruchnahme des Hubertus-Schlößchens in Aigen des Peter Ferdinand und der 

Maria Christine Habsburg-Lothringen auf Grund des Volkspflegestättengesetzes. 

5. Gesetzentwurf über eine Verlängerung der Höchstdauer von Patenten. 
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6. Gesetzentwurf, betreffend die Anwendung einzelner Bestimmungen des Berner 

Abkommens vom 30. Juni 1920, über die Erhaltung oder Wiederherstellung der durch den 

Weltkrieg beeinträchtigten gesetzlichen Eigentumsrechte. 

7. Gesetzentwurf des oberösterreichischen Landtages, betreffend die Erlassung einer 

Arbeiterordnung. 

8. Einführung einer Luxusumsatzsteuer durch die Gemeinde Wien. 

9. Definitive Festsetzung der Getreidepreise aus der Ernte 1920 

10. Forderungen der Angestellten der Gemeinde Wien. 

 

Beilagen: 

Beilage zu Punkt 1, Bundeskanzleramt Zl. 134, Ministerratsvortrag (1 Seite): Entwurf eines 

Bundes-Verfassungsgesetzes über die Regelung der auf Grund des Staatsvertrages von St. 

Germain sich ergebenden Grenzfragen im Verhältnis zum Ausland; Bundesverfassungsgesetz 

(1 ½ Seiten); Erläuternde Bemerkungen (3 Seiten) 

Beilage zu Punkt 4, Bundesministerium für soziale Verwaltung Zl. 31.373, 

Ministerratsvortrag (6 Seiten): Hubertusschlösschen E.Z. 208, Grundbuch Aigen, des Peter 

Ferdinand und der Maria Christine Habsburg-Lothringen, Inanspruchnahme gemäß § 6, 

Absatz 1 des Gesetzes vom 30. Mai 1919 St.G.Bl. Nr.309 

Beilage zu Punkt 5, Bundesministerium für Handel und Gewerbe, Industrie und Bauten, ohne 

Zahl, Ministerratsvortrag (2 Seiten): Entwurf eines Gesetzes über deine Verlängerung der 

Höchstdauer von Patenten; Bundesgesetz (4 ½ Seiten); Erläuternde Bemerkungen (6 ½ 

Seiten) 

Beilage zu Punkt 6, Bundesministerium für Handel und Gewerbe, Industrie und Bauten, ohne 

Zahl, Ministerratsvortrag (2 ½ Seiten): Entwurf eines Bundesgesetzes, betreffend die 

Anwendung einzelner Bestimmungen des Berner Abkommens vom 30. Juni 1920 über die 

Erhaltung oder die Wiederherstellung der durch den Weltkrieg beeinträchtigten gewerblichen 

Eigentumsrechte; Bundesgesetz (1 ½ Seiten); Erläuternde Bemerkungen (2 ½ Seiten) 

 

1. 

Entwurf eines Bundes-Verfassungsgesetzes über die Regelung der auf Grund des 

Staatsvertrages von St. Germain sich ergebenden Grenzfragen im Verhältnis zum Auslande. 

Der V o r s i t z e n d e erbittet vom Ministerrate die Ermächtigung zur Einbringung eines 

Gesetzentwurfes über die Regelung der auf Grund des Staatsvertrages von St. Germain sich 

ergebenden Grenzfragen im Verhältnis zum Auslande. 
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Der Ministerrat erteilt die erbetene Ermächtigung nach Annahme einer vom Vizekanzler 

beantragten stilistischen Abänderung des Wortlautes der dem Ministerrate vorliegenden 

erläuternden Bemerkungen zu diesem Gesetzentwurfe. 

 

2. 

Verbot der Aufführung des Theaterstückes „Reigen“ in den Kammerspielen. 

B.-M. Dr. G l a n z berichtet in eingehender Weise über das ihm erlassene und in der 

gestrigen Sitzung des Nationalrates im Wege einer dringlichen Anfrage des Abgeordneten 

L e u t h n e r zur Verhandlung gelangte Aufführungsverbot des „Reigen“ in den 

Kammerspielen. Die Weigerung des Bürgermeisters, dieses Verbot zur Kenntnis zu nehmen 

und in Vollzug zu setzen, zwinge die Regierung, entweder mit Zuhilfenahme der Polizei die 

weitere Aufführung des Stückes gewaltsam zu verhindern, oder die Klage beim 

Verfassungsgerichtshof zu erheben. Da sich die erstere Möglichkeit aus politischen 

Rücksichten nach der Meinung des sprechenden Ministers nicht empfehle, erbitte er auf 

Grund eines vom Verfassungsdienste des Bundeskanzleramtes erstatteten Gutachtens im 

Einvernehmen mit dem Herrn Bundeskanzler vom Ministerrate die Ermächtigung, an den 

Bürgermeister der Stadt Wien neuerlich mit der Aufforderung heranzutreten, dieses Verbot 

durchzuführen, widrigenfalls sich die Regierung genötigt sehen würde, die Klage beim 

Verfassungsgerichtshof einzubringen. 

Nachdem Ministerialrat Dr. F r o e h l i c h die Rechtslage dargelegt hatte, beschließt der 

Ministerrat nach einer hierüber abgeführten Debatte, den B.-M. Dr. G l a n z zu ermächtigen, 

im Sinne des Antrages einen kurz befristeten Auftrag an den Bürgermeister der Stadt Wien als 

Landeshauptmann zur sofortigen Einstellung der weiteren Aufführung des erwähnten 

Theaterstückes zu erlassen, worauf im Nichtbefolgungsfalle die Klage beim 

Verfassungsgerichtshof zu erheben wäre. 

Abschließend dankt der V o r s i t z e n d e im Namen des Ministerrates dem B.-M. Dr. 

G l a n z für seine Haltung bei der gestrigen Vertretung dieser Angelegenheit im Nationalrate. 

 

3. 

Gesetzentwurf, betreffend die Ausgestaltung des staatlichen Wohnungsfürsorgefonds zu einem 

Wohn- und Siedlungsfond. 

B.-M. Dr. R e s c h erbittet vom Ministerrate die Ermächtigung zur Einbringung eines 

Gesetzentwurfes, betreffend die Ausgestaltung des staatlichen Wohnungsfürsorgefonds zu 

einem Wohn- und Siedlungsfonds im Nationalrate. 
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Nachdem B.-M. H e i n l darauf hingewiesen hatte, daß vorerst die in den bestehenden 

Gesetzen begründete Stellungnahme der Kammern für Handel, Gewerbe und Industrie 

eingeholt werden müsse, beschließt der Ministerrat nach einer kurzen Debatte, an der sich 

außer dem Vorsitzenden B.-M. Dr. R e s c h und Sektionschef Dr. P a u e r beteiligten, den 

Bundesminister für soziale Verwaltung einzuladen, die Handelskammern auf telegraphischem 

Wege zu einer befristeten Stellungnahme aufzufordern und den Gesetzentwurf sodann dem 

Ministerrate am 18. Februar d. J. neuerlich zur Schlußfassung zu unterbreiten. 

 

4. 

Inanspruchnahme des Hubertus-Schlößchens in Aigen des Peter Ferdinand und der Maria 

Christine Habsburg-Lothringen auf Grund des Volkspflegestättengesetzes. 

B.-M. Dr. R e s c h teilt mit, das Bundesministerium für soziale Verwaltung habe die 

Absicht, für die gegenwärtig unzulänglich untergebrachten Schwerinvaliden des Landes 

Salzburg, das ist für jene Invalidenrentenempfänger, deren Erwerbsfähigkeit dauernd um 

mehr als 75% vermindert sei und die ständig besonderer Wartung und Pflege bedürfen, im 

Lande Salzburg ein staatliches Invalidenheim, und zwar auf Grund des § 2 des 

Volkspflegestättengesetzes vom 30. Mai 1919, St.G.Bl. Nr. 309, im Einvernehmen mit der 

Landesregierung in Salzburg als öffentliche Volkspflegestätte zu errichten. 

Für die Unterbringung dieser Volkspflegestätte käme nach den Ergebnissen der 

durchgeführten Erhebungen sowie nach dem Antrag der Salzburger Landeskommission für 

Volkspflegestätten als besonders geeignet das dem Peter Ferdinand und der Maria Christine 

H a b s b u r g - L o t h r i n g e n gehörige so genannte Hubertus-Schlößchen in Parsch 

(Katastralgemeinde Aigen bei Salzburg) in Betracht. 

Die Erhebungen der Salzburger Landeskommission für Volkspflegestätten an Ort und 

Stelle unter Beiziehung von Sachverständigen und der Partei hatten das Zutreffen der 

gesetzlichen Voraussetzungen für die Inanspruchnahme nach dem Volkspflegestättengesetze 

ergeben. 

Nach dem Antrage der Landeskommission wären das Hauptgebäude (Hubertus-

Schlößchen) samt Nebengebäuden (Weinbründlhof und Waschküchengebäude) sowie das 

Zubehör, zu welchem außer einer Trink- und Nutzwasserleitung und der Kanalisation auch 

ein die Gebäude hofartig umgebendes Grundstück im Ausmaß von 4500 m2 zu rechnen ist, 

gemäß § 4, Absatz 2 Punkt 2 und 3, des Volkspflegestättengesetzes ohne Entschädigung, der 

Rest des Besitzes, das sind Grundstücke im Ausmaße von rund 5.73 ha samt den durch 

dieselben ziehenden Gersbachgerinne, zwei Wasserbassins mit Springbrunnen, ein Heustadl, 



44 – 1921-02-12 

ein Hühnerstall sowie die Einfriedung gemäß § 5, Absatz 1, dieses Gesetzes gegen 

Entschädigung in Anspruch zu nehmen. 

Die Voraussetzung für die entschädigungslose Inanspruchnahme des Hauptteiles sei nach 

den bezogenen Gesetzesbestimmungen gegeben, da das Hauptgebäude schon seit 1. Mai 

1919, mithin schon mehr als ein Jahr nicht benützt werde und die Eigentümer - ohne eine 

Erklärung über ihre Staatsbürgerschaft abzugeben - nach dem 1. Juli 1918 ihren Wohnsitz ins 

Ausland verlegt haben. 

Hinsichtlich der übrigen gegen Entschädigung in Anspruch zu nehmenden Teile, die mit 

dem restlichen Liegenschaftsteil einen zusammenhängenden Gesamtkomplex bilden, seien die 

Voraussetzungen des § 5, Absatz 1, des Volkspflegestättengesetzes erfüllt. 

Der Ministerrat faßt auf Grund der im Einvernehmen mit dem Bundesministerium für 

Finanzen gestellten Anträge des Bundesministeriums für soziale Verwaltung folgenden 

Beschluß: 

1. Das auf der Liegenschaft E.-Z. 208, Grundbuch Aigen, des Peter Ferdinand und der 

Maria Christine Habsburg-Lothringen stehende Hauptgebäude (Hubertus-Schlößchen) samt 

Nebengebäuden (Weinbründlhof und Waschküche) sowie Zubehör, das ist einer Trink- und 

Nutzwasserleitung, der Kanalisation und dem die Gebäude hofartig umgebenden Grundstücke 

von rund 4500 m2 wird auf Grund der Bestimmungen des § 4, Absatz 1 und 2, I., Punkt 2 und 

3 des Volkspflegestättengesetzes zur Unterbringung eines staatlichen Invalidenheimes für 

Schwerkriegsbeschädigte ohne Entschädigung, 

2. der Rest des Besitzes mit der gleichen Grundbuchseinlagezahl wird gemäß § 5, Absatz 

1, des Volkspflegestättengesetzes gegen Entschädigung vom Staate in Anspruch genommen. 

3. Ungeachtet der Inanspruchnahme der Liegenschaft für ein staatliches Invalidenheim 

wird die Verwendung des Weinbründlhofes für eine Jugendfürsorgestätte der Entscheidung 

des Bundesministeriums für soziale Verwaltung im Einvernehmen mit der Landesregierung 

Salzburg anheimgestellt. 

4. Die vom Liegenschaftseigentümer angebotene Barsumme von K 500.000.- wird nicht 

als ein die Eigentümer im Sinne des § 4, Absatz 4, von der Inanspruchnahme befreiendes 

Ersatzanbot für eine anderweitige geeignete Unterbringung des staatlichen Invalidenheimes 

angesehen. 

 

5. 

Gesetzentwurf über eine Verlängerung der Höchstdauer von Patenten. 

B.-M. H e i n l erbittet und erhält die Ermächtigung des Ministerrates, den Entwurf eines 
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Gesetzes über eine Verlängerung der Höchstdauer von Patenten im Nationalrate einbringen zu 

dürfen. 

 

6. 

Gesetzentwurf, betreffend die Anwendung einzelner Bestimmungen des Berner Abkommens 

vom 30. Juni 1920, über die Erhaltung oder Wiederherstellung der durch den Weltkrieg 

beeinträchtigten gesetzlichen Eigentumsrechte. 

B.-M. H e i n l erbittet und erhält vom Ministerrate die Ermächtigung, den Entwurf eines 

Gesetzes, betreffend die Anwendung einzelner Bestimmungen des Berner Abkommens vom 

30. Juni 1920 über die Erhaltung oder Wiederherstellung der durch den Weltkrieg 

beeinträchtigten gesetzlichen Eigentumsrechte, im Nationalrate einbringen zu dürfen. 

 

7. 

Gesetz des oberösterreichischen Landtages, betreffend die Erlassung einer Dienst- und 

Arbeitsordnung für haus-, land- und forstwirtschaftliche Betriebe. 

B.-M. Dr. R e s c h weist auf die Notwendigkeit hin, mit den maßgebenden Vertretern der 

Landesverwaltung Oberösterreichs in Angelegenheit der vom dortigen Landtag kürzlich 

beschlossenen Dienst- und Arbeitsordnung rücksichtlich einiger für die Bundesregierung 

überaus präjudizieller Bestimmungen ehestens mündliche Verhandlungen einzuleiten, und 

beantragt, der Ministerrat möge das Bundesministerium für Land- und Forstwirtschaft 

beauftragen, diese Verhandlungen unter Zuziehung von Vertretern des Bundeskanzleramtes 

sowie des Bundesministeriums für soziale Verwaltung durchzuführen. 

Der Ministerrat erhebt diesen Antrag zum Beschluß und ladet den Bundesminister für 

Land- und Forstwirtschaft ein, das sohin Erforderliche ehestens in die Wege zu leiten. 

 

8. 

Einführung einer Luxusumsatzsteuer durch die Gemeinde Wien. 

B.-M. Dr. G r i m m teilt mit, daß die Gemeindeverwaltung von Wien die Einführung einer 

Luxusumsatzsteuer in Aussicht nehme und um die eheste Einleitung von diesfälligen 

Verhandlungen mit dem Bundesministerium für Finanzen angesucht habe. Redner erinnert 

daran, daß die frühere Regierung bereits den Gesetzentwurf über eine allgemeine 

Umsatzsteuer in der damaligen Konstituierenden Nationalversammlung eingebracht habe. Er 

habe gewichtige Bedenken dagegen, daß eine solche in das Wirtschaftsleben überaus stark 

einschneidende Steuer derzeit zur Einführung gelange. Es wäre dies mit einer seiner 
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Auffassung nach überaus schweren politischen Belastung der gegenwärtigen Regierung 

verbunden. Hingegen glaube er, gegen die Überlassung einer derartigen lediglich auf 

Luxuswaren abgestellten Umsatzsteuer für die Gemeinde Wien unter der Voraussetzung einer 

Aufnahme der sogenannten Inkamerierungsklausel keine Einwendung erheben zu sollen, 

zumal die Finanzverwaltung ansonsten der Gemeinde Wien neuerlich, und zwar sehr 

namhafte Geldmittel zur Aufrechterhaltung der Gemeindeverwaltung zur Verfügung stellen 

müßte. Bei den einschlägigen Verhandlungen mit dem Finanzreferenten der Stadt Wien werde 

er aber im besonderen Maße auch auf die tunlichst klare Abgrenzung des Begriffes der 

Luxuswaren Bedacht nehmen. 

Der Ministerrat pflichtet den Ausführungen des Bundesministers für Finanzen bei. 

 

9. 

Definitive Festsetzung der Getreidepreise aus der Ernte 1920. 

B.-M. Dr. G r ü n b e r g e r führt aus, daß die Vollzugsanweisung, die von der Regierung 

im unmittelbaren Anschlusse an das Getreidegesetz 1920 erlassen worden sei, die 

Getreidepreise zwar vorläufig festgelegt, gleichzeitig jedoch beigefügt habe, daß die 

endgültige Festsetzung dieser Preise aus der Ernte 1920 nach dem Stichtage des 1. März 1921 

zu erfolgen haben werde. Die Lösung dieser Frage sei vom politischen Standpunkte überaus 

schwierig. Abgesehen davon, daß bei einer allfälligen Nachzahlung die vielfachen Gegensätze 

zwischen den Produzenten und den Konsumenten wieder zu Tage treten würden, komme 

hiezu noch die Verschärfung, daß die sogenannten Lebensmittelstaffelgesetze derzeit noch 

nicht erledigt seien und die Konsumentenvertreter vielfach den Standpunkt vertreten werden, 

es würde die den Landwirten aufzuerlegende Nachzahlungspflicht dann bedeutungslos 

werden, wenn die Getreidepreise gleichzeitig namhaft erhöht werden sollen. Eine weitere 

Verschärfung ergebe sich durch die jüngst aufgerollte Landarbeiterfrage. 

Die Forderungen der agrarischen Vertreter in der Wirtschaftskommission des 

Bundesministeriums für Volksernährung seien durchaus annehmbar. Es werde eine 

Nachzahlung von 10 Kronen verlangt, von denen die Hälfte in bar (abhängig von der restlosen 

Ablieferung des Kontingentes), die andere Hälfte in Naturallieferungen (Kunstdünger) 

verlangt werde. Da also die Frage der Erhöhung der Getreidepreise im Nationalrate ohne 

Zweifel eine ganz besondere politische Bedeutung gewinnen werde, glaube der sprechende 

Bundesminister vorschlagen zu sollen, diese Angelegenheit zunächst zum Gegenstande einer 

besonderen politischen Konferenz zu machen, zumal die Verantwortung in dieser 

Angelegenheit von der Bundesregierung allein nicht ohne weiters übernommen werden 
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könne. Im Zusammenhange damit hätte allenfalls auch das Staffelgesetz, die Getreidenovelle 

und die Landarbeiterfrage zur Erörterung zu gelangen. 

Nach einer kurzen Debatte, an der sich außer dem Referenten noch der V o r s i t z e n d e 

sowie die B.-M. H a u e i s, Dr. R e s c h und Dr. G r i m m beteiligten, erhebt der Ministerrat 

den Antrag des Bundesministers für Volksernährung zum Beschluß. Der Vorsitzende wird das 

hienach Erforderliche in die Wege zu leiten haben. 

 

10. 

Forderungen der Angestellten der Gemeinde Wien. 

B.-M. Dr. G r i m m berichtet, daß heute Beratungen mit dem Finanzreferenten der 

Gemeinde Wien stattfinden werden, wobei auch die von den Angestellten der Gemeinde 

neuerdings erhobenen Forderungen zur Sprache kommen würden. Die Gemeindeangestellten 

verlangen eine Erhöhung ihrer Bezüge und der Teuerungszulagen um nicht weniger als 100%. 

Dem Vernehmen nach habe die Gemeinde Wien die Geneigtheit bekundet, diesen 

Forderungen insoweit entgegenzukommen, als ein Vorschuß von 2000 K auf die 

bevorstehende Erhöhung der Bezüge gewährt werden soll. Wenn den Wünschen der Wiener 

Gemeindeangestellten in dieser Weise willfahrt werde, könne dies natürlich nicht ohne 

Rückwirkung auf die Bundesangestellten bleiben, weshalb die Gemeinde ersucht worden sei, 

mit ihren Maßnahmen zuzuwarten, bis eine Einigung mit den Bundesangestellten erzielt 

worden wäre, die ja auch schon Forderungen angekündigt hätten. Redner habe die Absicht die 

Gemeinde Wien wissen zu lassen, daß die Regierung, ohne sich in die inneren 

Angelegenheiten der Gemeinde einmischen und deren Entschließung vorgreifen zu wollen, 

äußerstenfalls nur in der Lage wäre, für das Ausmaß von 1000 K nicht übersteigende 

Zuschußbeträge eine Beitragsleistung zu Lasten des Bundesschatzes in der Höhe von 70% zu 

übernehmen. Denn die Regierung könne über das Höchstmaß der Zugeständnisse, die den 

Bundesangestellten gemacht werden könnten, nicht hinausgehen. 

B.-M. Dr. P e s t a teilt mit, daß nach einem vorgestern gefaßten Gewerkschaftsbeschlusse 

von den Angestellten der Bundesbahnen neue Forderungen formuliert worden seien, welche 

eine Erhöhung der Teuerungszulagen der Eisenbahner und sämtlicher Bundesangestellten 

bezwecken und deren Erfüllung ungefähr 4.7 Milliarden erfordern würde. 

Ministerialrat Dr. W i l f l i n g führt aus, er habe den Eindruck gewonnen, daß es den 

Angestellten der Gemeinde Wien sowohl mit dem Inhalte ihrer Forderungen, als auch mit der 

gesetzten Frist ernst zu sein scheine. Es verdiene hervorgehoben zu werden, daß die 

Gemeindeangestellten eine neue Besoldungsordnung gar nicht wünschen. Die Forderungen 
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der Gemeindeangestellten nach einer hundertprozentigen Erhöhung der Bezüge und 

Teuerungszulagen würden, wiewohl die bisher gewährte Familienzulage für Gattin und 

Kinder entfallen solle, den Betrag von ungefähr 1 Milliarde jährlich erfordern. Auf die 

Bundesangestellten einschließlich der Pensionisten angewendet, würde die Neuregelung einen 

Mehraufwand von etwa acht Milliarden bedingen. Was die von der Gemeinde diesen 

Forderungen gegenüber eingenommene Haltung anbelange, lehne sie wohl die gewünschte 

Verdoppelung der Bezüge ab, doch käme die von der Gemeinde statt dessen in Aussicht 

genommene Regelung im Ergebnisse auf den gleichen Betrag hinaus. 

Redner bespricht sodann die von den Staatsangestellten erhobenen Forderungen auf 

Zahlung monatlicher 5000 K, die er als indiskutabel erklärt. Er verweist darauf, daß die 

Staatsangestellten der für sie in Aussicht genommenen Angleichung an die Bezüge der 

Eisenbahner noch nicht teilhaftig geworden seien. Die Mittel hiefür seien bekanntlich 

bereitgestellt. Es würde sich sohin die Möglichkeit bieten, unter Heranziehung der Beträge, 

die dadurch frei würden, daß eine Erhöhung der Familienzulagen von den Staatsbeamten nicht 

gewünscht wird, die Bezüge von einer bestimmten Klasse aufwärts zu verbessern, so zwar, 

daß bei den unteren Klassen die gleichen anrechenbaren Bezüge, wie den Eisenbahnern 

zugebilligt werden könnten, während bei den mittleren und höheren Klassen die Möglichkeit 

bestände, etwas darüber hinauszugehen. Die Erhöhung der Teuerungszulagen allein wäre vom 

staatsfinanziellen Standpunkte insoferne nicht unzweckmäßig, weil diese wieder abgebaut 

werden könnten, sobald der Stand der Valuta es zulasse. 

B.-M. Dr. G r i m m hält es für dringend wünschenswert, daß die neuen Forderungen der 

Bundesangestellten und der Eisenbahner möglichst erst nach der allfälligen Londoner Reise 

zur Erledigung gelangen. Es müsse alles aufgeboten werden, um die Bereinigung dieser 

Angelegenheit hinauszuschieben und den Bundesschatz vor neuen so gewaltigen Belastungen 

vor dem angegebenen Termine zu bewahren. 

Nach einer kurzen Debatte, an der sich außer den Genannten der V i z e k a n z l e r und 

B.-M. Dr. P e s t a beteiligten, der u. a. darauf hinweist, daß sich die Eisenbahner von ihren 

befristeten Forderungen seines Erachtens kaum werden abbringen lassen, beschließt der 

Ministerrat, der von B.-M. Dr. G r i m m vertretenen Auffassung beizutreten, wonach bei den 

Verhandlungen mit der Gemeinde Wien der Standpunkt einzunehmen sein wird, daß eine 

Beitragsleistung aus Bundesmitteln für Zwecke der Erhöhung der Bezüge der 

Gemeindeangestellten nur für den der Erhöhung der Staatsbeamtenbezüge entsprechenden 

Mehrbetrag der Neuregelung der Bezüge der städtischen Angestellten in Betracht kommen 

könne. 
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44 12/2 Dr. Pauer 3 / Wojtech 4 44. 12./2. 
1) Mayr: Punkt 2: 
2)  

 
Breisky: Bittet im Interesse von Patronatsfragen, 
die in Tirol aktuell werden könnten, im 
Motivenbericht eine kleine Änderung 
vorzunehmen: „ Die Klarstellung von aus dem 
Patronats-Verhältnis sich ergebenden Fragen 
den Sicherungen von Gebieten (Passus und 
sonstige [...] …) mögen weggelassen werden. 
 
Angenommen. 

1. Grenzfragen 
Bundeskanzler erläutert den Entwurf 
 
Breisky: Im Interesse von Patronatsfragen im 
Tirol in der zehnten Zeile keine Änderung im 
Motivenbericht „ Klarstellung von aus dem 
Patronats-Verhältnis sich ergebene Fragen 
Sicherung von Gebieten(?) - - weglassen  
 
 
 
Genehmigt. 

2) Reigen. 
Glanz: Bürgermeister bisher noch nicht 
geantwortet. Rechtslage: Wir sind berechtigt, 
Auftrag zu geben. Wir können an den 
Verfassungsgerichtshof gehen. Schober nicht 
ohne Bürgermeister. Jetzt noch einmal an den 
Bürgermeister herantreten und 
Verfassungsgerichtshof drohen. 
Fröhlich: Rechtslage. Nach § 42 
Übergangsgesetz kann kein Zweifel sein, dass 
Theaterwesen und daher auch Zensur 
Bundessache. Bürgermeister bräuchte ....... 
 
 
 
 
 
 
Mayr: Wir müssen die Verfassung wahren. Wir 
sind auch nicht in der Lage, die Sache auf sich 
beruhen zu lassen. Was die Weiteraufführung 
anbelangt, so hat die Regierung nichts zu sagen. 
Wir müssen zuschauen.  
 
Glanz: Ich würde noch den heutigen Tag 
abwarten. Ich kann ihm dann mitteilen, dass die 
Bundesregierung an den Verfassungsgerichtshof 
geht. 
Heinl: Das hat keinen Sinn. Sofort an den 
Verfassungsgerichtshof gehen.  
 
 
Breisky: Wir brauchen eine Äußerung des 
Bürgermeisters um die Klage zu erheben. 
Glanz: Heute Nachmittag. 
 
Glanz: Es ist rechtlich besser, wenn man ihm 

2. Reigen 
Glanz: Es geht nicht an, dass der Polizeipräsdent 
direkt eine Verfügung trifft, ohne dass ihm 
intimiert werde dem Bürgermeister … Man kann 
auch dem Polizeipräsidenten direkt Weisung 
geben, aber das muss dann politisch doch 
gehalten werden. 
 
Fröhlich: Nach § 42 Übergangs-Gesetz kann 
kein Zweifel sein, nachdem Vollziehung und 
Gesetzgebung unverändert geblieben sind für 
Theaterzensur. Bundessache. Wenn daher der 
Landeshauptmann eine Verfügung trifft, so übt 
er damit mittelbar 103 aus. Wenn er nicht 
befolgt, so steht der Bundesregierung das Recht 
zu, die Klage an den Verfassungsgerichtshof 
einbringen. 
Frage der Kassierung nicht ganz unzweifelhaft. 
Mayr: Die Verfassung ist zur Richtschnur zu 
nehmen. Der Bürgermeister kann höchstens 
noch darüber aufmerksam gemacht werden. Wir 
können die Verfassung nicht ändern, aber auch 
nicht einen Eingriff zulassen. 
Glanz: Ich würde den heutigen Tag noch 
abwarten, und wenn er nicht antwortet, dann 
schreibe [38]  // 
 
 
Heinl und Paltauf nicht für Zuwarten. Man kann 
ja schreiben aber schon heute. 
 
 
Breisky: Ich glaube, dass wir eine Äußerung des 
Bürgermeisters brauchen, um überhaupt die 
Klage zu erheben. 
Paltauf: Die Tatsache genügt. 
Glanz: Ich lege nur Wert darauf, dass die 
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schriftlich den Auftrag gibt, der intimiert 
 
Fröhlich: Zuerst einen klaren Auftrag geben. 
Dann haben wir keine Schwierigkeiten. 
Breisky: Die Aufforderung müsste man befristet 
stellen und unverzüglich. 
Mayr: dankt Glanz für das tapfere Verhalten. 

gesamte Regierung hinter mir steht. 
Fröhlich: Zuerst einen klaren Auftrag. 
 
Breisky: Es muss aber terminisiert sein, 
 
Mayr: Einig. Dank an Glanz für tapferes 
Aushalten und die Beleidigung soll er sich nicht 
zu Herzen nehmen. Namens des Kabinetts wird 
es aus Österreich nicht einen Sumpf machen 
lassen. 

3. 
Resch: Punkt 3a) 
Die Frage nicht nur politisch auch 
wirtschaftlich. 
Änderungen über Wunsch des 
Finanzministeriums. 
 
 
 
Heinl: Waren von meinem Ministerium 
Vertreter dabei? Eine neuerliche Belastung der 
Dienstgeber. Ich hätte nichts dagegen, aber man 
muss ...  
 
Nach dem Handelskammer-Gesetz können wir 
diese Vorlage nicht früher einbringen, bevor die 
einzelnen Körperschaften nicht früher Stellung 
genommen haben. 
Pauer: Wein[...]  hat gesagt, er hat schon mit den 
Handelskammern verhandelt. Ein Einvernehmen 
mit den Handelskammern ist also erfolgt. So 
lange kann man nicht warten. 
Heinl: Im Gesetz ist der Passus enthalten, die 
Handelskammer muss dazu Stellung nehmen 
können. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Mayr: 14 Tage ist kein Nationalrat; Sache daher 
nicht so dringend; wir müssen Gesetze 

Wohnsiedlungsfonds 
Resch: Die Sozialdemokraten wollen auch 
Solidarisierung mitsprechen lassen. Autonome 
Fonds. Wenn uns die Sozialdemokraten nicht 
überrumpeln sollen, müssen wir die Vorlage 
einbringen. 
Pauer: hat noch Abänderungsvorschläge. § 2 
lassen wir nur so mitgehen. 
Mayr: Erst Generaldebatte. 
Heinl: War von meinen Herren jemand dabei? 
Resch: Ja, zwei Herren haben zugestimmt. 
Heinl: Das bedeutet aber eine neue Belastung. 
Haben die Handelskammern zugestimmt? // 
 
Nach dem Handelskammer-Gesetz können wir 
das nicht einbringen, bevor die Handelskammer 
Stellung genommen.  
 
Pauer: Man hat mir vom Handelsministerium 
[...]  (Wein[...]) wenn die Handelskammer  
davon Kenntnis haben. Vor 8 Tagen habe er mit 
den Handelskammern verhandelt den Entwurf 
haben wir noch offiziell zugesandt. Eine 
Antwort der Kammern liegt nur vor. 
Resch: Ich kann das Amt nicht führen, wenn ich 
warten muss, bis die Handelskammern Stellung 
nehmen.  
Heinl: Warum haben Sie den Referats-Entwurf 
nicht mitgeteilt; es wäre doch denkbar, dass man 
die Regierungsvorlage einbringt. Die 
Arbeiterkammer wird ja dasselbe verlangen 
können. Eine Kammer schaut ja nichts voraus. 
Aber man muss doch fragen. 
Resch: Aus nichts kann man nichts schaffen. 
 
 
 
Mayr: Man muss aber die Gesetzesform wahren. 
Es ist 14 Tage keine Sitzung. 
Heinl: Es sind 
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einhalten; wir können acht Tage noch zuwarten. 
Handelskammer soll telegrafisch befristet urgiert 
werden, widrigenfalls nicht Rücksicht 
genommen werden kann. Entscheiden soll der 
Ministerrat erst nach einer kurzen Frist. [37] // 

Resch: Wir stehen unter dem Druck der Straße. 
Mayr: Die Handelskammer soll telegrafisch 
urgiert werden. Man kann heute noch nicht 
entscheiden. Sonst haben wir auf der Seite 
wieder einen Wirbel. Binnen 8 Tagen. 
Resch: Ich kann den Druck von der 
sozialdemokratischen Seite nicht aushalten. Ich 
kann die Vorlage nicht einbringen, wenn der 
Gesetzentwurf in die Öffentlichkeit kommt. 
Pesta: Wortlaut des § 3 des Handelskammer-
Gesetzes. 
Resch: Lehne jede Verantwortung ab, wenn der 
Entwurf in die Öffentlichkeit dringt und wenn er 
unter dem Druck der Straße etwas aufnehmen 
muss, was er nicht verantworten kann. 
Heinl: Das Ministerium für soziale Verwaltung 
soll telegraphisch befristen. 
 
Abgesetzt bis Freitag. [39] //  

4) 
Resch: Punkt 3)b) 
 
 
 
 
 
 
 
 
Angenommen. 

Hubertus 
3.b 
Seit 11/11 befasst. 
 
Wir wären verpflichtet, ein Invaliden-Heim zu 
errichten. Die Invaliden haben bis 15.2. das 
Schloss zu verlassen (Besitzstörungs-Klage des 
Erzherzogs.) 
Das Gesetz ist so. 
 
Angenommen. 

5) 
Heinl: Punkt: 5)a). Patente Verlängerung 
 
Angenommen. 

5a. 
Heinl 
 
Genehmigt. 

6) 
Heinl: Punkt 5)b):  
 
Angenommen. 

5b. 
Genehmigt. 

7) 
Grünberger: Punkt 6.): Angelegenheit von 
solcher grundlegender und politischer 
Bedeutung, dass heute noch darüber gesprochen 
werden muss. 
Resch: Die Länder gehen viel weiter, wie das 
Ministerium; ich bremse, was ich kann. In 
Oberösterreich. Landarbeiter-Ordnung (acht 
Stunden-Tag eingeführt für die Landwirtschaft. 
Urlaubsbestimmungen (Abkauf-Möglichkeit). 
Haueis hat ersucht, keine Schwierigkeiten zu 

6. 
Grundlegende und politische Bedeutung 
 
 
 
Resch: Ich bemühe mich zu bremsen, aber die 
Länder gehen viel weiter. 
In Oberösterreich ist eine Landarbeiterordnung 
eingeführt. Was soll ich machen? 8 Stunden für 
Forstarbeiter Urlaub abkaufen? Sozialpolitisch 
sehr bedenklich. Aber lassen wir die Herren der 
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machen aber mir werden damit ungeheuere 
Schwierigkeiten bereitet. Wir sollen die Herren 
in Oberösterreich ersuchen, dass daher sie zu 
uns kommen. Erlaubnis, dass mit den Herren 
verhandelt wird über diese Landarbeiter-
Ordnung, damit man nicht zu weit geht. 
Mayr: Auch verfassungsrechtliche Bedenken 
liegen vor. Gleicher Antrag: Einverstanden, dass 
diese Besprechung stattfindet. 
Landwirtschaft, Sozialverwaltung und 
Bundeskanzleramt. 

Landesregierung ersuchen, zu uns zu kommen, 
damit wir dem Gesetz die Sicheln nehmen.  
Nicht Einspruch, aber verhandeln. 
 
 
Mayr: Auch Verfassungsdienst stellt ähnlichen 
Antrag. 
Landwirtschaft. Soziale Verwaltung 
Bundeskanzlerbüro) // 
 
Einladungen haben zu erfolgen. 

8) 
Grimm Mayr: Zeitungsnachrichten: Presse: Die 
aus dem Ministerrat kommen. Appelliert an 
strengstes Stillschweigen. 

Grimm: Wirtschaftskommission 
Mayr: Budgetdebatte. Rechtzeitig die Minister 
anwesend sein. 
Zeitungsnotizen die sichtlich aus dem 
Ministerrat kommen. Aber ich wiederhole noch 
einmal die Bitte, strengstes Stillschweigen zu 
beobachten. Keine Untersuchung. 

9) 
Grimm: Konferenz der Finanzreferenten in 
Salzburg mit scharfen Forderungen: 
Unverantwortliches Forum. Nicht von der Spitze 
der Landesregierungen. Ich beabsichtige unter 
Berufung auf diese Landes-Konferenz eine Note 
an die Landesregierungen senden und ich so 
rasch als möglich entweder nächste Woche oder 
sofort nach der Reise eine Konferenz der 
Finanzreferenten bei mir einberufen werde. 
Mayr: Wir müssen die Verfassung wahren; wir 
müssen die Herren aufmerksam zu machen, dass 
auch sie das Gesetz wahren müssen. Bittet die 
Note der Bundes-Kanzlei vorzuschreiben. 

 
Grimm: Forderungen in Salzburg  
So rasch als möglich Konferenz der 
Finanzreferenten einberufen. 
 
 
 
 
 
 
Mayr: Ich habe Einsicht genommen in den 
Bericht der Finanzkonferenz. Auch 
verfassungsrechtliche Bedenken. Wir müssen 
die Herren aufmerksam machen, dass auch sie 
die Verfassung einzuhalten haben. Wir können 
das nicht stillschweigend hinnehmen. 

10) 
Mayr: In parlamentarischen Kreisen Gedanken: 
Letzte Mittel um Interesse der Kredit-
Erlangung) und der Abwälzung unserer 
Verantwortung, eine Demonstration in London 
selbst zu versuchen. Am 21. beim 
Zusammentritt des Obersten Rates dass einige 
Minister dort erscheinen und in eindringlicher 
Weise auf den Ernst der Lage in Österreich [...].  
Ab 21.: Mayr, Grimm und Grünberger in 
London. 
 
Ein offizieller Vertreter Österreichs in Paris, der 
vorläufig als Experte bei jeder Gelegenheit 
angehört werden kann und der telegraphieren 
kann, dass Vertreter der Banken immer können. 

Reise 
Angesichts der finanzpolitischen Lage und der 
geringen Aussicht der Pariser. Das wird das 
letzte Mittel der Demonstration. Eine Reise nach 
London 21./ Zusammentritt des Obersten Rates 
in London sollen einige Minister erscheinen und 
ernstlich aufmerksam machen. Finanzminister, 
Ernährungsminister und meine Wenigkeit in 
London erscheinen und auf den Ernst hinweisen. 
Die Gesandten haben gestern schon depeschiert 
und sind sehr einverstanden.  
Ob Lloyd George zustimmt. 
Weiters soll außerdem Sektionschef Schüller, 
der inoffiziell in Paris ist, auch noch offiziell 
vertreten ist. Wir werden die Zustimmung der 
Mächte bekommen. Es wird dann dem 
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Derzeit Schüller. Wenn notwendig, dann ich 
oder zwei Vertreter der österreichischen Banken 
werden namhaft gemacht. 
Ratszustimmung.   
 
 
 
 
Portorose: Wir werden eingeladen als 
gleichberechtigter Kompagnon. Fast 
ausschließlich um reine Verkehrsfragen. Wir 
müssen sicher handeln. Die zuständigen 
Ressorts müssen sich jetzt schon darauf 
vorbereiten. Also Heinl und Pesta selbst 
Teilnahme oder dazu [...] schon jetzt studieren: 
Enderes; Mörth. // 
 
 
Pesta: Cancey mitgeteilt, dass die Jugoslawen 
der Aktivierung des Asslinger Weges 
Schwierigkeiten entgegenstellen zu wollen. 
Auch diese Frage wird die Frage der Betriebs-
Eröffnung Luttenberg – Radkersburg – Spielfeld 
Ministerrat wird sich damit beschäftigen 
müssen. Vorher Besprechungen. 
 
Breisky: Die Wann-Frage ist im Konnex 
gestanden mit der Frage eines Abstaller Werks. 

Finanzministerium obliegen, zwei Vertreter der 
Banken nominieren. 
 
Kabinett stimmt der Reise zu. 
 
Portorose ./. [40]  // 
 
Mayr: Wir werden dazu eingeladen werden, es 
wird sich fast ausschließlich um reine Verkehrs-
Fragen handeln. Es ist notwendig, dass sich die 
Zuständigen schon jetzt vorbereiten. 
Verkehrsministerium und Handelsministerium 
müssen sich darauf vorbereiten, selbst [...] 
wichtige Vertreter. Es kommt sehr darauf an, 
dass die richtigen Personen ausgewählt werden. 
Hotowetz. Enderes. Mörth. // 
 
Canzey 
Resch: Eröffnung des Asslinger Weges 
Jugoslawien Personalschwierigkeiten. 
Weil Luttenberg, Radkersburg, Spielfeld. Weil 
Glanz das gewisse Einflüsse genommen haben, 
möchte ich bitten, dass sich der Ministerrat 
damit befasst. Weil politischer Einflüsse. 
Jugoslawien will alle Wege sperren  
Breisky: Abstaller Werk steht in engem Konnex 
damit. 
Mayr: Der neue jugoslawische Geschäftsträger 
hat mir eine Reihe von Beschwerden der 
Kärntner Slowenen übergeben. Hat aber guten 
Willen kundgegeben. Gutes Einvernehmen.  

11) 
Grimm: Heute noch Konferenz mit Stadt Wien: 
Umsatzsteuer. Die frühere Regierung hat eine 
solche Steuer in der Nationalversammlung. Nun 
will Wien ihrerseits eine solche Steuer 
einführen. Ich habe Bedenken gegen eine solche 
Steuer von Seiten der Regierung. Das würde 
eine schwere politische Belastung der 
Regierung, meiner Meinung nach, bedeuten. 
Aber der finanzielle Nachteil gleicht sich aus, da 
wir Wien sonst auf einem anderen Weg ihre 
Zuschüsse geben müssten. Dann kann Wien 
auch noch eine solche Steuer einführen. [...] 
zweimal. Ich halte es nicht für zweckmäßig. 
Daher will ich heute mit Breitner verhandeln 
und zugestehen gegen Inkamerierungsklausel. 
Gemeinde Wien will die Steuer nur als 
Luxussteuer machen, wie ich glaube. 
 

 
Grimm: Heute findet Konferenz mit Wien statt. 
Ich muss Umsatzsteuer noch darüber vorlegen. 
Auch die Gemeinde Wien hat eine 
Umsatzsteuer. Ich trage die größten Bedenken, 
dass diese Steuer von der Regierung 
aufgegriffen werde, weil sie, obwohl 
finanzkräftige aus ….. doch politische Belastung 
bedeutet. Der finanzielle Nachteil gleicht sich 
aber aus, weil wir das der Gemeinde sowieso 
zahlen müssen. Wir können nicht verhindern, 
dass wir mit zwei Umsatzsteuern arbeiten. Ich 
halte es nicht für zweckmäßig, das Gesetz jetzt 
einvernehmen. Wir dürfen also heute erklären, 
dass wir die Umsatzsteuer der Gemeinde 
überlassen gegen Inkamerierungsklausel. 
Heinl: Welchen Unterschied besteht zwischen 
Wiener und Regierungsvorlage? 
Grimm: Wir können [sic!] die Wiener Vorlage 
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Heinl: tritt für den Standpunkt Grimm ein. Jetzt 
werden wir uns nicht damit belasten. Nur die 
Gefahr, dass die Stadt zu sehr hineinsteigt und 
damit die ganze Tradition erschlägt. 

noch nicht. Die Gemeinde Wien wird nur 
Luxussteuer machen. 
Heinl: Ich glaube auch, dass der Standpunkt des 
Finanzministers richtig ist. Jetzt mit einer 
solchen Steuer belasten. Es ist nur zu fürchten, 
dass die Gemeinde die ganze Tradition erschlägt. 
 
Zur Kenntnis. 
 
Portorose 

12) 
Grünberger: Punkt 6: 
Die Vollzugsanweisung, die im Sommer 
unmittelbar im Anschluss an Getreide-Gesetz 
erlassen wurde, hat bekanntlich den 
Getreidepreis fixiert  und im § 2 beifügt, dass 
die Festsetzung … nach dem Stichtag von 1.3.21 
erfolgen wird. Es soll jetzt also eine 
Überprüfung dieses Getreides eintreten. Die 
Landwirtschaft hat also damit gerechnet. Jetzt 
wird sie durch die Einwilligung verhalten …. 
Wenn auch den Forderungen der Landwirtschaft 
von Konsumentenseite ungewiss bleiben, 
Rechnung getragen wurde, so hat sie sich auf 
Standpunkt gestellt, dieses Getreide-Gesetz ist 
ohne ihrer Stimme zustande gekommen, 
entspricht nicht jenen Zusagen, die in dieser 
Wirtschafts-Kommission auch den 
Konsumenten-Vertretern gemacht worden sind, 
sie also nicht bereit sind, ihre Zustimmung zu 
geben zu einer Erhöhung der Preise: 
Die Frage ist also ein großes Politikum 
geworden. Bei dieser Nachzahlungsfrage wird 
die ganze Getreidedebatte wieder aufleben. 
Dazu Verschärfung, dass die Staffel-Gesetze 
gleichzeitig anhängig sind, die 
Sozialdemokraten werden sagen, dass der 
Preisersatz (Nachzahlungspflicht) ergebnislos 
wird, wenn wieder höherer Preis gegeben 
werden soll. 
Verschärft wird durch die Landarbeiter-Frage. 
Plötzlich wurde hineingeworfen in die Sitzung 
der Gedanke, der in der Tschechoslowakei Form 
genommen hat. Dort haben die Landarbeiter 
verzichtet auf Forderungen unter der Bedingung, 
dass den Landwirten keine höheren 
Getreidepreise zugestanden werden. Die Frage 
der Erhöhung der Getreidepreise wird also im 
Nationalrat eine ganz besondere politische 
Bedeutung gewinnen. 

6 
 
 
 
 
 
Grünberger: Stichtag 1./3. 21. Es wurde also der 
Landwirtschaft zugestanden, dass an diesem 
Tage eine Überprüfung die Preise gerechnet hat. 
Nicht all die Nachzahlungsfragen sind also vor 
dieses Forum gebracht worden. Nicht mit Erfolg, 
den ich erhofft habe. Wenn auch gewissen 
Forderungen Rechnung getragen, so haben sie 
doch nicht als jene Zusagen entsprechend er [...] 
worden, sodass die Konsumenten ihre 
Zustimmung nicht geben können. Daher 
Politikum und Gefahr, dass die ganze Getreide-
Debatte wieder auflebt. Verschärfung: Getreide-
Staffelung. Wenn ich der Landwirtschaft höhere 
Preise zubillige, so verliert alles seinen Wert. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Landarbeiterfrage 3. Komplikation. 
In der Tschechoslowakei haben die Landarbeiter 
verzichtet auf höhere Löhne, wenn keine 
höheren // 
Getreidepreise bewilligt werden. Die 
Forderungen der Landwirtschaft sind exorbitant.  
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Die Forderungen der Agrarier in der 
Wirtschaftskommission sind keine allzu großen. 
Die Nachzahlung 10 Kronen, 5 Kronen in bar 
(geknüpft an eine restlose Ablieferung des 
Kontingents), die anderen 5 Kronen an 
Kunstdünger. 
Diese Frage der Getreide-Nachzahlung sollte 
man zum Gegenstand einer eigenen politischen 
Konferenz machen, damit man sich über die 
Wirkung der Sache klar wird. Die Veränderung 
kann die Regierung nicht ohne weiters 
übernehmen. (Zusammenhang mit Staffel-
Gesetz, Getreide-Novelle und Landarbeiter-
Frage). 
Haueis: In der Vollzugsanweisung von 16.7.20 
festgesetzt, dass der Übernahmspreis von 1000 
Kronen …. zu betragen hat. [45] // 
 
Im § 1 ist ausdrücklich gesagt, dass diese 
Festsetzung eine vorläufige ist. Erst am 1.3.21 
endgültig festzusetzen bei Feststellung der 
Produktionskosten. Diese sind nun sehr 
gestiegen. Es ist nur gerecht, dass auch den 
Landwirten ein entsprechender Preis ausgezahlt 
wird. 
Die Landwirte sind einverstanden mit 100 
Prozent Erhöhung (Kunstdünger und bar). Diese 
Forderung ist keine unbillige. 
Ich glaube, man sollte nicht zu lange warten mit 
der Aufzahlung; auch die Lohnforderungen der 
Landarbeiter laufen nicht rückwirkend. Wenn 
die Landwirte wissen, was sie bekommen, dann 
werden sie auch einen Arbeiter 
entgegenkommen können. Die Entscheidung 
wegen der politischen Parteien überlasse ich 
dem Ministerrat. Aber die Sozialdemokraten 
werden gewiss ablehnend sein. Ich wäre dafür, 
dass diese Auszahlung bewilligt wird und zwar 
bald. 
Grünberger: Ich wollte keine Kritik üben. 
 
 
 
 
Resch: Unbedingt die politischen Partien dazu 
Stellung nehmen. Im Nationalrat sind die 
Konservativen in der Mehrheit.  
 
 
 
 

 
 
Nachzahlungen pro Kilogramm 10 Kronen, 
Hälfte in Kunstdünger, 5 Kronen geknüpft an die 
Ablieferung des Individualkontingents. Es war 
die Leute anwesend, aber nur ein „beschränkter 
Kreis“.  
Diese Frage sollte zum Gegenstand einer 
eigenen politischen Konferenz gemacht werden. 
Die Konsumenten haben abgelehnt, die 
Regierung ist aber verhalten, eine Entschließung 
zu fassen. Kann die Regierung mit einer 
Vollzugsanweisung herauskommen? 
 
Haueis: In der Vollzugsanweisung ist im § 1 
festgesetzt, dass - - der Übernahmspreis. Das ist 
eine vorläufige Festsetzung. Die endgültige 
Festsetzung hat erst zu erfolgen 1./3.  
Die Produktionskosten sind gewaltig gestiegen. 
Es ist gerecht. Auch den Landwirten soll daher 
ein entsprechender Preis ausgezahlt werden. 100 
Prozent Erhöhung. Man sollte nicht allzu lange 
mit der Festsetzung warten. Lohnforderungen. 
Wenn das bekannt ist, was die Landarbeiter 
verlangen, und wenn sie wissen, was sie an 
Erhöhung bekommen, dann werden sie den 
Landarbeitern auch etwas zubilligen. 
Ich bin dafür, dass die Aufzahlung von 1000 
Kronen per [...] bewilligt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Grünberger: Ich habe an den Forderungen der 
Landwirte nicht Kritik üben wollen. Ich habe nur 
auf die Zusammenhänge mit anderen 
parlamentarischen Vorlagen … Staffelgesetz. 
Landarbeiter. Politische Konsequenzen. 
Resch auch der Meinung, dass die politischen 
Parteien dazu Stellung nehmen müssen. // 
 
Im Nationalrat sind die Konsumenten in der 
Mehrheit. Ich warne, dass die Erhöhung damit 
nicht begründet wird, dass Lohnforderungen 
bestehen. Für die Städter wäre die Belastung zu 
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Grimm: Ich warne von vornherein, das mit den 
erhöhten Lohn- und Geld-Entwertungen in 
Zusammenhang zu bringen, Grund ist nur die 
Gestehungs-Kostenfragen, die seither erwachsen 
sind ab Juli (nicht die Anbaukosten). 
Mayr:  Übereinstimmung, dass eine Konferenz 
stattfinden soll. 
Haueis: Erkläre mich einverstanden, nur stelle 
ich fest, dass bei der Landwirtschaft immer 
begonnen werden soll zu sparen. 
 
 
 
 
 
 
Angenommen. 

hoch. 
Grimm: Ich spreche mich auch für den 
Vorschlag aus, allerdings nicht in der 
begeisterten Weise wie Grünberger. Die 
Gestehungs-Kosten, die seither erwachsen sind 
ab Juli, nicht die Anbaukosten. Wir dürfen 
nichts draufzahlen. Eine Million wird eingehen, 
300 Millionen werden wir durch Kunstdünger 
decken können. Rest in bar. Importieren können 
wir Kunstdünger nicht. Wie soll also der 
Kunstdünger geliefert werden? Wenn wir den 
Kunstdünger kaufen, dann zahlen wir doppelt 
drauf.  
Mayr: Klubvorstehung. Werde Fühlung nehmen 
mit den Parteien. Die Minister brauchen das 
nicht zu verhandeln. 
 
Angenommen. 

13) 
Grimm: Wilfling hat gestern wieder verhandelt:  
Regierung Gemeinde Wien: um je 100 Prozent. 
 
Ernennung des Oberstaatsbahnrates Valentin 
Köck(?) zum ordentlichen Referenten für 
Straßen- und Eisenbahnen aus einer technischen 
Hochschule in Graz mit der Wirksamkeit von 
1.3.21. 
 
Das eine ist sicher, wenn es gelingt, die 
Teuerungszulage gewaltig zu erhöhen, sind die 
Schwierigkeiten, die heute auch in der Reihung 
unseres Personals (Besoldungsordnung) 
bestehen, bedeutend geringer. Es wird dann ein 
sehr kleiner Unterschied sein, ob der in dieser 
oder jener Gruppe ist, weil die Hauptsache die 
Teuerungszulage sein wird. Die Differenzen im 
Gehalt werden keine so bedeutende Rolle 
spielen. Dadurch würden die Reibungsflächen 
geringer werden. Die Erhöhung der 
Teuerungszulage allein ohne Steigerung der 
Gehälter hat auch staatsfinanziell etwas 
günstiges für sich, da sie abgebaut werden 
können. Je mehr sie sich der heutigen Parität 
nähern, werden sie, wenn der Geldwert steigt, 
wieder abgebaut werden können. Etwas 
derartiges wäre aber unmöglich bei der 
Steigerung der Gehälter. (Ruhegenuss-
Ansprüche und so weiter). 
Grimm: Ich habe die Empfindung, dass wir uns 
heute nur mit der Frage zu beschäftigen haben, 

 
Haueis: [Gesinde...gesetz] in Oberösterreich. 
 
Gemeinde Wien Teuerungsgut 100 Prozent. 1,2 
Millionen wird das ausmachen für die 
Bundesangestellten. Die Gemeindeangestellten 
fordern also weit mehr, es hat immer die gleiche 
finanzielle Auswirkung. Vorschuss von 2000 
Kronen auf die Bezugs-Regelung will die 
Gemeinde gewähren. Die Höhe des Vorschusses 
wird natürlich Rückwirkung äußern auf die 
Forderungen der Staatsangestellten. 
Es wurde die Gemeinde ersucht, zuzuwarten, bis 
mit den Staatsangestellten eine Einigung erzielt 
ist. Wir könnten unseren Bundesangestellten 
1000 Kronen jetzt geben. Und der [42] // 
 
Gemeinde sagen, dass wir für 1000 Kronen 
unsere 70 Prozent zahlen würden. 
Aber wir wollen der Gemeinde sagen, daß wir 
uns nicht einmischen, aber nur Zugeständnisse 
in Aussicht nehmen, die denen entsprechen, die 
wir unseren Staatsangestellten machen können.  
Pesta: Die Eisenbahner vorgestern, Tomschik: 
Erhöhung der Teuerungszulage für sämtliche 
Staatsangestellte. Gewerkschafts-Beschluss. Die 
Industrie soll bereit sein, 20 Milliarden zur 
Verfügung zu stellen. 4,7 Milliarden würde das 
ausmachen. 
Wilfling: Kann nur den Eindruck von den 
Forderungen mitteilen. Den 
Gemeindeangestellten scheint es ernst zu sein 
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was wir der Gemeinde zunächst sagen sollen. 
Für alle anderen Fragen ist die Hauptfrage, ob 
wir es tun oder nicht. Wir sollten schieben, bis 
wir etwas klarer sehen. Wenn wir das über diese 
Woche hinausschieben könnten, hätten wir es 
leichter. (vor der Reise). Eindruck in London ja, 
aber wir können nicht sagen, dass wir vier 
Milliarden wieder hinaus gege[...]  haben. 
Wenn das mit der Industrie wahr ist, so werden 
wir uns es schon holen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

mit den Forderungen und mit dem Inhalt und 
derzeit Besoldungsordnung der Gemeinde wird 
gar nicht gewünscht. 100 Prozent Erhöhung der 
Bezüge und Teuerungszulage (aber die 
Familienzulage für Frauen und Kinder würde 
dafür entfallen). Bei der Gemeinde über einer 
Milliarden, bei uns acht Milliarden samt 
Pensionisten. 
Die Referenten der Gemeinde halten die 
Forderung für begründet. Die Vorschläge der 
Gemeinde wollen nicht eine glatte 
Verdoppelung. 
Was die Staatsangestellten anbelangt: 5000 
Kronen aufreizend und nicht ernst gemeint. Wir 
haben uns vorgenommen, nicht in Verhandlung 
einzutreten. Das würde 16 Milliarden erfordern 
Eisenbahner 4,6 Milliarden, für die geforderte 
Verdoppelung. Der Mindestlohn des ungelernten 
Metallarbeiters 50000 Kronen, Eisenbahner 
haben 30000, das sei unerträglich. 
Südbahn binnen ½ [...]. 
Nun ist die Frage: Die Staatsangestellten haben 
ja noch nicht die Regelung die Eisenbahner 
mitgemacht. Das wäre vielleicht eine Lösung. 
Unsere Staatsangestellten haben zwei große 
Organisationen. Die Akademiker haben erklärt, 
// 
dass sie - - 
Wir könnten eine andere Lösung finden: Einen 
Teil der Familienzulage verwendet zu etwas 
anderem, nämlich Verbesserung der Gehälter 
von einer bestimmten Klasse abwärts. Bei den 
unteren Klassen genauso wie bei den 
Eisenbahnern, bei den mittleren Klassen etwas 
darüber hinausgehen. Es würde nicht sehr viel 
sein. Das wäre noch nicht der ganze Betrag, 
aufgebraucht, den die Erhöhung der 
Familienzulage ausmacht, das, glaube ich, muss 
dann anderweitig verwendet werden. Ja, dann 
müssen diese Erhöhungen auch bei den 
Eisenbahnern sein. Darin wäre die ... aber 
immerhin. Wenn es gelingt, die 
Teuerungszulage gewaltig zu erhöhen, dann sind 
die Schwierigkeiten bedeutend verkleinert. Der 
Hauptbezug ist dann die Teuerungszulage. Die 
Differenz kann kein solche Rolle spielen. 
Die Teuerungszulagen haben auch etwas 
günstiges für sich haben [sic!]. Denn sie können 
abgebaut werden, so wie der Wert der Valuta 
sich hebt. Wenn man aber die Gehälter erhöht, 
dann wäre ein Abbau unmöglich. Die 
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Mayr: Was antworten wir der Gemeinde Wien? 
Wilfling: Die Gemeinde Wien verlangt 2000 
Kronen Vorschuss als Betrag. 
Grimm: Soweit als es ohne Verschiebung unter 
den Bezügen der Gemeinde- und 
Staatsangestellten zulässig ist. 
Breisky: Wir zahlen 70 Prozent zu den Bezügen 
der Gemeinde Wien. Dann können wir es nicht 
zahlen, dass die Gemeinde die Bezüge erhöht, 
wie sie will. Wir müssen also [...] können, dass 
wir nur zuzahlen, wenn wir auch die 
Staatsangestellten höher bezahlen. 
Pesta: Die Straßenbahner werden sich nicht 
zurückhalten lassen, in der nächsten Woche mit 
der Forderung von Vorschuss zu kommen. Die 
Stellungnahme des Zentralverbandes zur 
Besoldungsreform: Die Differenzierung bei der 
Beamtenschaft (von der II. Gruppe aufwärts) ist 
umgekehrt. 
 
 
 
Mayr: Antrag Grimm wegen Antwort an 
Gemeinde Wien angenommen. 

Ruhegenüsse könnten auch nicht mehr 
genommen werden. 
Grimm: Das geht viel zu weit. Ich glaube, wir 
brauchen uns nur damit zu beschäftigen, was wir 
der Gemeinde Wien sagen sollen. Eine 
Bedeckung für 4,7 Milliarden gibt es nicht. Ob 
wir nicht schieben können, bis wir etwas klarer 
sehen. Bis nach Reise. Wir können nicht vor der 
Reise Milliarden hinauswerfen. Von der 
Mitteilung der Industrie Tomschik habe ich nie 
etwas gehört. Vielleicht kann Heinl Fühlung 
nehmen. 
Resch: Bei der Brotkonferenz hat Weidenhofer 
gesagt, dass - - 
 
Wilfling: 2000 Kronen will die Gemeinde Wien 
zahlen. 
Grimm: Wir können also nur sagen, dass [43] //   
 
 
Breisky: 70 Prozent zahlen wir für Gemeinde-
Bedienstete. Wir können das nur dann binden, 
dass wir auch den Staatsangestellten die 
Gehälter erhöhen. 
Grimm: 362 Millionen: 1000 für die 
Staatsangestellten. 
Pesta: Straßenbahner niederster Bezug: 50000 
Kronen. Wenn das neuerlich erhöht wird. Es ist 
unmöglich, dass die Gemeinde an die 
Staatsangestellten angleichen sollte. 
Die Eisenbahner werden sich nicht zurückhalten 
können bis nächste Woche. Der Zentralverband 
möchte ich doch berührt wissen. Das Verhältnis 
hat Wilfling viel zu nieder eingeschätzt. Von II. 
Gruppe abwärts ist die große Masse. 
Wilfling 
Mayr: Es hat niemand opponiert. Der Vorschlag 
des Finanzministers ist angenommen. 
Wir müssen Widerstand leisten, solange es 
überhaupt geht. 
 
 

14) 
Breisky: An der Grazer Technische 
(Personalangelegenheit) . Valentin Köck 
 
½ 12   
Nächste Dienstag Abends. 

 
Breisky: Lehrkanzel Graz Köck 
 
Genehmigt ½ 12 

 Glanz berichtet, dass heute Beratung mit dem 
Finanzministeriums-Referenten der Stiftungs 
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[...] stattfinden werde, wobei auch die von den 
Angestellten der Gemeinde neuerdings erhobene 
Forderung zur Sprache kommen würde. Die 
Angestellten verlangen eine Erhöhung der 
Teuerungszulage um 100 Prozent; die Gemeinde 
soll die Geneigtheit bekundet haben, diese 
Forderung insoweit entgegen zu kommen, als 
ein Vorschuss von 2000 Kronen auf die 
bevorstehende Regelung der Bezüge gewährt 
werden soll. Die Höhe der den 
Gemeindeangestellten gewährten Zuschüssen 
wird natürlich nicht ohne Rückwirkung auf die 
Forderungen der Staatsangestellten bleiben, 
deshalb die Gemeinde ersucht worden sei, mit 
ihrer Maßnahme zuzuwarten, bis eine Einigung 
mit den Staatsangestellten die ja auch schon 
Forderungen angekündigt hätte, eine Einigung 
erzielt worden sei. Redner habe die Absicht, die 
Gemeinde Wien wissen zu lassen, dass die 
Regierung sich in [...] Angelegenheiten wohl 
nicht einmischen und deren Entschließung nicht 
vorgreifen will, dass sie aber nur in der Lage sei, 
für das Ausmaß von 1000 Kronen nicht 
übersteigende zu [...] Beträge eine 
Betragsleistung zulasten des Bundesschatzes zu 
übernehmen, dass sie über das Höchstmaß der 
den Staatsangestellten zu machenden 
Zugeständnisse nicht hinaus gehen kann. 
Pesta: teilt mit, dass nach einem vorgestern 
gefassten Gewerkschafts-Beschluss der 
Eisenbahner nur Forderungen der Angestellten 
der Bundesbahn nie neue Forderungen erhoben 
worden seien, weil eine Erhöhung der 
Teuerungszulage der Eisenbahner und sämtliche 
Bundesangestellte bezogen und ungefähr 4,7 
Milliarden erfordern würde. 
Wilfling: führt aus, er habe den Eindruck 
gewonnen, dass es den Angestellten der 
Gemeinde Wien sowohl mit Inhalts-Forderungen 
als auch mit der gesetzten Frist ernst zu sein 
scheint. 

 
 












































































